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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Statistik der Seeschiffahrt 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeines 

§ 1 

Die Statistik der Seeschiffahrt wird als 
Bundesstatistik durchgeführt. Sie umfaßt 

1. die Seeschiffsbestandsstatistik, 

2. die Seemannsstatistik, 

3. die Seeverkehrsstatistik, 

4. die Seeunfallstatistik. 

§ 2 

Die Erhebung und Aufbereitung der Stati- 
stik der Seeschiffahrt sind, soweit nicht dieses 
Gesetz etwas anderes bestimmt oder zuläßt, 
Aufgaben des Statistischen Bundesamts; die 
Vorschrift des § 9 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Statistik für Bundeszwecke vom 3. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) 
bleibt unberührt. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Seeschiffsbestandsstatistik 

§ 3 

Die Seeschiffsbestandsstatistik erfaßt See- 
schiffe und Seeschiffsbauwerke mit einem 
Raumgehalt von mehr als 50 cbm (17,65 
BRT) nach Eigentums-, Unterscheidungs-, 
Verwendungs- und Baumerkmalen unter fol- 
genden Voraussetzungen: 


1. die Seeschiffe, die nach Maßgabe des Flag- 
genrechtsgesetzes vom 8. Februar 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 79) die Bundesflagge 
führen, 

2. die Seeschiffsbauwerke, deren Besteller 
ihren Wohnsitz oder Sitz im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes haben. 

Bei Seeschiffsbauwerken sind als Unterschei- 
dungsmerkmale die Bauwerft und die Bau- 
nummer anzugeben. 

(1) Auskunftspflichtig nach § 10 des Ge- 
setzes über die Statistik für Bundeszwecke 
sind 

1. für die Erfassung der Seeschiffe die Eigen- 
tümer sowie die nach § 4 Abs. 3 der Schiffs- 
registerordnung in der Fassung vom 26. Mai 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 360) bestimm- 
ten Vertreter, 

2. für die Erfassung der Seeschiffsbauwerke 
die Besteller. 

(2) Dem Bundesminister für Verkehr haben 
ohne besondere Aufforderung zu melden 

1. die Auskunftspflichtigen nach Absatz 1 
Nr. 1, sobald der Bestand an fahrfähigen 
Seeschiffen oder die Merkmale eines See- 
schiffs im Sinne des § 3 sich ändern, 

2. die Auskunftspflichtigen nach Absatz 1 
Nr. 2, sobald ein Bauauftrag erteilt wor- 
den ist. 

§ 5 

Die Amtsgerichte, bei denen ein Seeschiffs- 
register geführt wird, haben Tatsachen, die 
nach §§11 und 17 der Schiffsregisterordnung 
zum Seeschiffsregister ^ angemeldet werden, 
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dem Bundesminister für Verkehr mitzuteilen, 
soweit diese Tatsachen nach § 3 erfaßt 
werden. 

i( 1 ) Einzelanigaben zur Seeschiff sibestands- 
statistik dürfen an die fachlich zuständigen 
obersten Behörden des • Bundes sowie des 
Landes, in welchem der Heimathafen oder 
Bauort liegt, weitergeleitet werden. 

(2) Einzelangaben über die erfaßten See- 
schiffe dürfen in dem vom Bundesminister für 
Verkehr herausgegebenen Handbuch für die 
deutsche Handelsschiffahrt sowie in der „Amt- 
lichen Liste der Schiffe mit Unterscheidungs- 
signalen der Bundesrepublik Deutschland“ 
veröffentlicht werden. 

DRITTER ABSCHNITT 
Seemannsstatistik 

§ 7 

Die Seemannsstatistik erfaßt die Besatzungs- 
mitglieder der Seesdiiffe unter der Bundes- 
flagge sowie die sonstigen an Bord tätigen 
Personen nach ihren Personenstands-, Berufs- 
und Tätigkeitsmerkmalen. 

§ 8 

(1) Die Erhebung der Seemannsstatistik 
obliegt den Seemannsämtern. Die Aufberei- 
tung obliegt der See-Berufsgenossenschaft in 
Hamburg. 

(2) Die See-Berufsgenossenschaft ist berech- 
tigt, Einzelangaben für ihre eigenen Auf- 
gaben zu verwenden. 

§ 9 

Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke sind die 
in § 7 bezeichneten Personen. Die Seemanns- 
ämter füllen gelegentlich der Musterungsver- 
handlungen die Erhebungsvordrucke aus und 
übersenden sie an die See-Berufsgenossen- 
schaft. 

VIERTER ABSCHNITT 
Seeverkehrsstatistik 

§ 10 

(1) Die Seeverkehrsstatistik erfaßt 


l.in den Häfen Lübeck, Hamburg, Bremen 
und Haren sowie in den Häfen, Lade- und 
Löschplätzen seewärts der diese Häfen ver- 
bindenden Linie 

a) die angekommenen und abgegangenen 
Handelsschiffe, wenn sie auf der voran- 
gegangenen oder nachfolgenden Fahrt 
die Grenze der Seefahrt im Sinne des 
§ 1 der Dritten Durchführungsverord- 
nung zum Flaggenrechtsgesetz vom 
3. August 1951 (Bundesgesetzbl. II 
S. 155) überschritten haben oder über- 
schreiten werden, 

b) deren Fahrtweg, 

c) deren ein- oder ausgeschiffte Fahrgäste, 
soweit sie nicht im Trajektverkehr oder 
im innerdeutschen Personenverkehr 
über See befördert worden sind, 

d) deren ein- oder ausgeladene Güter; 

2. am Nord-Ostsee-Kanal 

die den Kanal befahrenden Fahrzeuge, 
deren Fahrtweg sowie die von ihnen 
beförderten Güter; 

3. vom Seeverkehr zwischen Häfen außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 

a) die von Verfrachtern, welche ihren 
Wohnsitz oder Sitz im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes haben, verwendeten 
Handelsschiffe sowie die mit ihnen be- 
förderten Personen und Güter, 

b) die Handelsschiffe, welche die Bundes- 
flagge führen und an Verfrachter mit 
Sitz oder Wohnsitz außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes verdiartert 
worden sind. 

(2) Handelsschiffe im Sinne des Absatzes 1 
sind die dem Erwerb durch die Seefahrt di- 
nenden Schiffe mit Ausnahme der Fischerei-, 
Bagger-, Montage- und Bergungsfahrzeuge 
sowie der Schiffe ohne festes Deck mit einem 
Raumgehalt von weniger als 10 BRT. 

S 11 

(1) Bei einem Tatbestand nach § 10 Abs. 1 
Nr. 1 werden erfaßt 

1. das Handelsschiff 

nach Namen, Heimathafen, Unterschei- 
dungssignal, Flagge, Hauptmerkmalen, 
Namen des Reeders oder Ausrüsters, Ein- 
satzart; 

2. der Fahrtweg 
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nach Herkunfts- und Bestimmungshafen, 
angelaufenen Zwischenhäfen; 

3. die Fahrgäste 

nach Namen, Geburtstag, Geschlecht, Staats- 
angehörigkeit, Land des letzten Aufent- 
haltes, Reiseziel, Einsdiiffungs- und Aus- 
schiffungshafen, Ein- oder Auswanderern; 

4. die Güter 

nadi Art, Bruttogewicht, Verpackung, Eln- 
und Ausladehafen. 

(2) Bei einem Tatbestand nadh § 10 Abs. 1 
Nr. 2 werden erfaßt 

1. das Fahrzeug 

nach Namen, Heimathafen, Unterschei- 
dungssignal, Flagge, Hauptmerkmalen, Tief- 
gang, Namen des Reeders oder Ausrüsters, 
Einsatzart; 

2. der Fahrtweg 

nach Herkunfts- und Bestimmungshafen; 

3. die Güter 

nadh Art und Bruttogewicht. 

(3) Bei einem Tatbestand nach § 10 Abs. 1 
Nr. 3 werden erfaßt 

1. das Handelsschiff 

nach Namen, Heimathafen, Unterschei- 
dungssignal, Flagge, Namen des Reeders 
oder Ausrüsters, Einsatzart; 

2. im Falle des § 10 Abs. 1 Nr. 3 Budhstabe a 

a) die Fahrgäste 

nach der Zahl der beförderten Personen 
sowie deren Eirnschiffunigs- und Ausschif- 
fungshafen, 

b) die Güter 

nach Art, Bruttogewicht, Ein- und Aus- 
ladehafen; 

3. im Falle des § 10 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b 
das Land, in dem der Charterer seinen Sitz 
oder Wohnsitz hat, die Dauer der Ver- 
dharterung sowie das vereinbarte Fahrt- 
gebiet. 

§ 12 

Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke sind 


l.in den Fällen des § 10 Abs. 1 Nr. 1 die 
Verfrachter, deren Vertreter und die Schiffs- 
führer; sie haben für jede Fahrt das Ein- 
laufen eines Schiffes unverzüglich, das Aus- 
laufen rechtzeitig vorher der Meldestelle zu 
melden und dabei die Fahrgastliste und das 
Ladungs Verzeichnis abzugeben; 

2. in den Fällen des § 10 Abs. 1 Nr. 2 die 
Fahrzeugführer; sie haben die erforder- 
lichen Angaben für jede Fahrt bei der 
Meldestelle zu machen; 

3. in den Fällen des § 10 Abs. 1 Nr. 3 Buch- 
stabe a die Verfrachter, in den Fällen des 
§ 10 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b die Reeder 
oder Ausrüster; sie haben die erforderlichen 
Angaben monatlich ohne besondere Auffor- 
derung mitzuteilen. 

§ 13 

(1) Einzelangaben zur Seeverkehrsstatistik 
dürfen an die fachlich zuständigen obersten 
Behörden des Bundes und der Länder weiter- 
geleitet werden. 

(2) Die Länder können die ihre Häfen be- 
treffenden Angaben zur Statistik nach § 10 
Abs. 1 Nr. 1 für ihre eigenen statistischen 
Zwecke aufbereiten. Sie können im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Ver- 
kehr für ihre Häfen die Erhebung überneh- 
men. 

§ 14 

(1) Der Bundesminister für Verkehr ist er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, für 
die Erfassungen nach § 10 Meldestellen fest- 
zusetzen oder im Falle des § 13 Abs. 2 Satz 2 
die von den Ländern festgesetzten Melde- 
stellen bekanntzumachen. 

(2) Die Meldestellen haben für rechtzeitige 
und vollständige Ausfüllung der Erhebungs- 
vordrucke zu sorgen. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Seeunfallstatistik 

§ 15 

Die Seeunfallstatistik erfaßt die Seeunfälle, 
soweit sie nach Maßgabe des Gesetzes über 
die Untersuchung von Seeunfällen vom 
28. September 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1183) 
seeamtlich untersucht werden. 
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§ 16 

Auskunftspfliditig nach § 10 des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke sind die 
Seeämter. Sie genügen ihrer Auskunfts- 
pflicht, indem sie die Sprüche, die bei der 
Untersuchung von Seeunfällen ergehen, dem 
Bundesminister für Verkehr übersenden. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 17 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 


Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 18 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach sei- 
ner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten 
die Bestimmungen über die Statistik der See- 
schiffahrt vom 27. Juni 1907 (Zentralblatt 
für das Deutsche Reich S. 371) In der Fassung 
der Änderungsverordnungen vom 21. Juni 
1912 (Zentralblatt für das Deutsche Reich 
S. 547), 6. März 1914 (Zentralblatt für das 
Deutsche Reich S. 220), 30. Dezember 1920 
(Zentralblatt für das Deutsche Reich S. 6), 
29. Juni 1922 (Zentralblatt für das Deutsche 
Reich S. 415), 19. Oktober 1928 (Reichsmini- 
sterialblatt S. 585) und 17. März 1930 
(Reichsministerialblatt S. 69) außer Kraft. 


Begründung 


Erster Abschnitt 

Die Seeschiffahrtsstatistiken, die bisher Im 
wesentlichen nach den mehrfach geänderten 
Bundesratsbestimmungen vom 27. Juni 1907 
(vgl. § 18 des Entwurfs) erhoben wurden, 
können nach § 16 des Gesetzes über die Sta- 
tistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 
3. September 1953 (BGBl. I S. 1314) nur 
dann als Bundesstatistiken weiter durchge- 
führt werden, wenn sie eine neue, den Er- 
fordernissen des genannten Gesetzes entspre- 
chende Rechtsgrundlage erhalten. Eine Rechts- 
verordnung nach § 6 Abs. 2 StatGes kommt 
nicht in Betracht, da die Statistik der See- 
schiffahrt ständig erforderlich ist und die für 
eine Rechtsverordnung nach § 6 a.a.O. vor- 
gesehene Geltungsdauer von drei Jahren 
nicht ausreicht. Als Rechtsgrundlage kommt 
daher nur ein Bundesgesetz in Betracht. 

Das vorliegende Gesetz verfolgt den Zweck, 
dem Bund das statistische Material zu ver- 
schaffen, dessen er zur Erfüllung seiner man- 
nigfaltigen Aufgaben auf dem Gebiete der 
Seeschiffahrt bedarf. Dem Bund obliegen 
nach Artikel 89 Abs. 2 Satz 2 GG in Ver- 
bindung mit § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Aufgaben des Bundes auf dem Gebiete der 
Seeschiffahrt vom 22. November 1950 (BGBl. 
S. 767) die Förderung der Handelsflotte Im 
allgemeinen deutschen Interesse und neben 


den beteiligten Ländern die Vorsorge für die 
Erhaltung der Leistungsfähigkeit der See- 
häfen. Neben diesen umfassenden Aufgaben 
sind dem Bund durch besondere Gesetzes- 
bestimmungen auf dem Gebiete der Seeschiff- 
fahrt eine Reihe von Einzelaufgaben über- 
tragen worden. Zu erwähnen sind hier na- 
mentlich die Förderung des Wiederaufbaues 
der deutschen Handelsflotte (Gesetz über 
Darlehen zum Bau und Erwerb von Handels- 
schiffen vom 27. September 1950 — BGBl. 
S. 684), Einzelaufgaben auf dem Gebiete des 
Flaggenrechts (§§ 9 bis 13 des Flaggenrechts- 
gesetzes vom 8. Februar 1951 — BGBl. I 
S. 79), die Aufsicht über die Durchführung 
der Schiffssicherheitsvorschriften (§ 4 des Ge- 
setzes vom 22. November 1950 — BGBl. 
S. 767), die Weiterentwicklung dieser Vor- 
schriften auf Grund der bei Seeunfallunter- 
suchungen gesammelten Erfahrungen (Arti- 
kel 3 des Gesetzes über den Beitritt der Bun- 
desrepublik Deutschland zum Internationa- 
len Schiffssicherheitsvertrag London 1948 
vom 22. Dezember 1953 — BGBl. II S. 603, 
Gesetz über die Untersuchung von Seeunfäl- 
len vom 28. September 1935 — RGBl. I 
S. 1183). Der Erste Abschnitt enthält die all- 
gemeinen Vorschriften insbesondere über die 
Zuständigkeit für die Erhebung und Aufbe- 
reitung der Statistik. Vorschriften über die 
dabei entstehenden Kosten waren im Hin- 



blick auf § 8 StatGes und Artikel 106 Abs. 4 
Nr. 1 GG entbehrlich. 

Zu S 1 

Die Vorschrift erklärt die gesamte Statistik 
der Seeschiffahrt zur Bundesstatistik und 
führt die unter dieser Bezeichnung zusam- 
mengefaßten Einzelstatistiken auf. 

Zu §2 

Die Vorschrift soll ermöglichen, das beste- 
hende, auf praktischen Erfahrungen be- 
ruhende System der Erhebung und Aufberei- 
tung der Seeschiffahrtsstatistiken beizubehal- 
ten. Bei der Seeschiffahrtsbestands-, See- 
manns- und Seeunfallstatistik ist die Erhe- 
bung und Aufbereitung auch bisher eine 
Aufgabe des Bundes gewesen, der sie unter 
ständiger Kontrolle des Bundesrechnungs- 
hofes zur Zeit durch die Abteilung Seever- 
kehr des Bundesverkehrsministeriums, bei 
der Seemannsstatistik durch die See-Berufs- 
genossenschaft in Hamburg, erfüllt. Auch 
zwei Teilstatistiken der Seeverkehrsstatistik, 
nämlich die Statistik des Verkehrs auf dem 
Nord-Ostsee-Kanal und die Statistik des 
deutschen Seeverkehrs zwischen ausländi- 
schen Häfen (§ 10 Abs. 1 Nr. 2 und 3) sind 
bisher allein vom Bund durchgeführt wor- 
den. 

Bei der Statistik des Seeverkehrs der deut- 
schen Häfen (§ 10 Abs. 1 Nr. 1) wird die Er- 
hebung und Aufbereitung für die große Zahl 
der niedersächsischen und schleswig-holsteini- 
schen Häfen (mit Ausnahme von Lübeck) zur 
Zeit ebenfalls vom Bund zentral durchge- 
führt. Die Länder Bremen und Hamburg so- 
wie seit einiger Zeit auch die Hansestadt 
Lübeck haben, da Ihre Häfen für ihre eigene 
Gesamtwirtschaft von entscheidender Bedeu- 
tung sind, die Erhebung selbst durchgeführt. 
Von selten des Bundes bestehen gegen die 
Fortführung keinerlei Bedenken, da ihm das 
benötigte Material termingerecht zur Ver- 
fügung gestellt wird. 

Die Vorschrift des § 2 trägt den dargelegten 
Gegebenheiten Rechnung. Sie erklärt die Er- 
hebung und Aufbereitung der Seeschiffahrts- 
statistik, der durch § 2 Nr. 2 StatGes vorge- 
zeichneten Linie folgend, grundsätzlich zur 
Aufgabe des Statistischen Bundesamtes. § 2 
läßt aber für abweichende Regelungen, die 
sich nach den Erfahrungen der Praxis emp- 
fehlen, genügend Raum, Indem er 


1. die grundsätzliche Regelung dort zurück- 
treten läßt, wo das Gesetz etwas anderes 
bestimmt (so in § 8 für die Seemannsstati- 
stik) oder zuläßt (so in § 13 Abs. 2 Satz 2 
für die Erhebung der Seeverkehrsstatistik 
der Häfen), 

2. klarstellt, daß die Regelung des ersten 
Halbsatzes Beschlüsse der Bundesregierung 
nach § 9 Abs. 2 StatGes nicht ausschließt, 
so daß die Übertragung der Erhebung und 
Aufbereitung für die Seeschiffsbestands-, 
Seeverkehrs- und Seeunfallstatistik an den 
Bundesminister für Verkehr möglich bleibt. 


Zweiter Abschnitt 

Einwandfreies statistisches Material über den 
Bestand an Seeschiffen ist für den Wieder- 
aufbau der Handelsflotte, für die Bereitstel- 
lung ausreichenden seemännischen Personals, 
für Anforderungszweche in Krisenzelten so- 
wie für Handelsvertragsverhandlungen unbe- 
dingt erforderlich. 

Zu §3 

In § 3 werden zwei Bestandsstatistiken zu- 
sammengefaßt, und zwar die eigentliche 
Seeschiffsbestandsstatistik, die bisher auf 
Grund der Bundesratsbestimmungen vom 
27. Juni 1907 erhoben wurde und die Stati- 
stik über die Seeschiffsbauwerke, die auf 
Grund der Durchführungsverordnung Nr. 7 
(Schiff- und Schiffbauinstitute) zum AHK- 
Gesetz Nr. 24 (Neufassung) — Amtsbl. 
AHK S. 1075 — entstand, seit der Auf- 
hebung dieser Verordnung durch Artikel 2 
des AHK-Gesetzes A — 38 vom 5. Mai 1955 
(Amtsbl. AHK S. 3271) aber ohne Rechts- 
grundlage ist. 

Zu §4 

Die Vorschrift bestimmt im Hinblick auf § 7 
Abs. 1 StatGes den Kreis der Auskunfts- 
pflichtigen. Die Auskunft wird durch Aus- 
füllung amtlicher Fragebogen nach § 10 
Abs. 2 StatGes erteilt. Für die Ahndung bei 
Verletzung der Auskunftspflicht gelten die 
Vorschriften der §§ 14, 15 StatGes. 

Da die Erfassungsbehörde die erfassungsbe- 
dürftigen Tatbestände nicht Immer kennen 
kann, begründet Absatz 2 für die in Absatz 1 
genannten Auskunftspflichtigen weiterhin die 
Verpflichtung, bestimmte Tatsachen ohne 
Aufforderung zu melden. Die Benennung des 


6 



Empfängers dieser Meldungen ist rechtlich 
notwendig, da die Regelung des § 1 1 StatGes 
für die Meldungen, die den Erhebungsvor- 
gang erst einleiten, nicht ausreicht. Als Emp- 
fänger ist der Bundesminister für Verkehr 
vorgesehen, da er diese Meldungen, ebenso 
wie die Meldungen nach § 5, auch unabhän- 
gig von der Erhebungstätigkeit für die bei 
ihm geführte Seesdiiffsbestandskartei drin- 
gend benötigt. 

Zu § 5 

Die Schiffsregistergerichte teilen schon heute 
die Neueintragungen im Seeschiffsregister so- 
wie die Veränderungen dem BMV mit. Zum 
Teil beruhen diese Mitteilungen auf AVn 
des RJM vom 6. Mai 1939 (DJ S. 798) und 
23. April 1941 (DJ S. 525). Es empfiehlt sich 
jedoch, die Mitteilungsverpflichtung in die- 
sem Zusammenhang gesetzlich zu verankern. 

Zu § 6 

Absatz 1 regelt im Hinblick auf § 12 Abs. 2 
StatGes, inwieweit die Weiterleitung von 
Einzelangaben zulässig ist. 

Im amtlichen Handbuch für die deutsche 
Handelsschiffahrt und in der als Anhang II 
des internationalen Signalbuches herausgege- 
benen „Amtlichen Liste der Schiffe mit Un- 
terscheidungssignalen der Bundesrepublik 
Deutschland" werden Einzelangaben über die 
deutschen Seeschiffe veröffentlicht. Diese An- 
gaben sind international üblich und für alle 
am Seeverkehr interessierten Kreise von gro- 
ßem Wert. 

Absatz 2 ermöglicht — in bewußter Abwei- 
chung von § 12 Abs. 4 StatGes — die Ver- 
öffentlichung der genannten Einzelangaben 
auch in Zukunft. 

Dritter Abschnitt 

Die Seemannsstatistik ist eine unentbehrliche 
Grundlage für alle Maßnahmen zur Bereit- 
stellung des erforderlichen seemännischen 
Personals, insbesondere zur Förderung des 
seemännischen Nachwuchses. 

Zu § 7 

Die Vorschrift umreißt den zu erfassenden 
Tatbestand, soweit dies nach § 7 Abs. 1 Stat- 
Ges erforderlich ist. 

Zu § 8 

§ 8 regelt die Zuständigkeit für die Durch- 
führung der Statistik sowie die Verwendung 
der Einzelangaben. In Anpassung an die bis- 


herige bewährte Praxis soll die Erhebung bei 
den Seemannsämtern (Landesbehörden), die 
Aufbereitung jedoch bei der See-Berufsge- 
nossenschaft in Hamburg (bundesunmittel- 
bare Körperschaft des öffentlichen Rechts) 
liegen. 

Zu § 9 

§ 9 bestimmt den Kreis der Auskunftspflich- 
tigen und regelt den Erhebungsvorgang. Um 
den letzteren so einfach wie möglich zu ge- 
stalten, ist — ebenfalls in Fortsetzung der 
bisherigen Praxis — vorgesehen, daß die Er- 
hebungsvordrucke von den Seemannsämtern 
gelegentlich der Musterungsverhandlungen 
ausgefüllt und anschließend zur Aufbereitung 
an die See-Berufsgenossenschaft übersandt 
werden. 


Vierter Abschnitt 

Die unter der Bezeichnung „Seeverkehrsstati- 
stik" zusammengefaßten Einzelstatistiken sind 
erforderlich, um der Bundesregierung und 
allen sonstigen an der Seeverkehrspolitik be- 
teiligten Stellen einen ausreichenden Über- 
blick über den Umfang, die Richtung und 
die Struktur des deutschen Seeverkehrs sowie 
die Bedeutung der einzelnen deutschen See- 
häfen und des Nord-Ostsee-Kanals zu geben. 

Zu § 10 

§10 führt die im Rahmen der Seeverkehrs- 
statistik erfaßten Tatbestände auf. Die in 
Nr. 1 und 3 genannten Statistiken sind bis- 
her im wesentlichen auf Grund der Bundes- 
ratsbestimmungen vom 27. Juni 1907 durch- 
geführt worden. Eine Erweiterung stellt bei 
diesen Statistiken die Erfassung der beförder- 
ten Personen, bei der Statistik nach Nr. 3 
auch die Erfassung der beförderten Güter 
dar. Die statistische Erfassung des Personen- 
verkehrs über die Häfen der Bundesrepublik 
ist gerade in einer Zeit, in welcher die Bedeu- 
tung der Passagierschiffahrt wegen des Aus- 
baues anderer Verkehrsträger (Luftverkehr 
über See) und wegen der damit aufgeworfe- 
nen Rentabilitätsfragen von großem Wert. 
Die Angaben über den Güter- und Personen- 
verkehr zwischen Häfen außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes geben wert- 
volle Hinweise für Transportbedürfnisse des 
Auslandes und sind namentlich für Verhand- 
lungen über Schiffahrtsverträge von erheb- 
licher Bedeutung. 
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Die Statistik über den Schiffs- und Güter- 
verkehr auf dem Nord-Ostsee-Kanal (Nr. 2) 
ist ein unentbehrliches Hilfsmittel für die 
Tarifgestaltung nach dem Gesetz über die 
Abgaben auf dem Kaiser-Wilhelm-Kanal in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. November 1922 (RGBl. II S. 783). Da sie 
bisher ohne besondere Rechtsgrundlage 
durchgeführt worden ist, muß eine solche 
Rechtsgrundlage vordringlich geschaffen wer- 
den. 

Zu § 11 

§11 gibt die Merkmale an, nach denen die 
einzelnen Tatbestände des § 10 zu erfassen 
sind. Ein Teil der insbesondere für die Schiffe 
und die Fahrgäste geforderten Angaben die- 
nen lediglich der für die richtige Aufbereitung 
notwendigen Kontrolle. 

Zu § 12 

Die Vorschrift bestimmt den Kreis der Aus- 
kunftspflichtigen und begründet dort, wo mit 
bloßen Auskunftsverpflichtungen nicht auszu- 
kommen ist, die weitergehende Verpflichtung, 
ohne besondere Aufforderung bestimmte Mel- 
dungen zu erstatten. 

Zu § 13 

Die Angaben zur Seeverkehrsstatistik sind für 
die örtlich und sachlich zuständigen obersten 
Verkehrsbehörden des Bundes und der Länder 
von erheblichem Interesse. Die Vorschrift des 
§ 13 läßt die Weiterleitung von Einzelangaben 
an diese Behörden ausdrücklich zu, wobei der 
Rahmen des § 12 Abs. 2 StatGes nicht über- 
schritten wird. 

Absatz 2 läßt bei der Statistik des Seeverkehrs 
der deutschen Häfen (§10 Abs. 1 Nr. 1) für 
die Erhebung eine von dem Grundsatz des 
§ 2 abweichende Regelung zu, um insbeson- 
dere die bewährte bisherige Regelung in Bre- 
men, Hamburg und Lübeck beibehalten zu 
können. Die Vorschrift gestattet den Ländern 
weiterhin, die an sie weitergeleiteten oder von 
ihnen selbst erhobenen Angaben für ihre eige- 
nen Hafenstatistiken auszuwerten. Da das be- 
arbeitete Material nach diesem Gesetz für 
Bundeszwecke erhoben wird, ist auch in diesen 
Fällen die Weiterleitung und Veröffentlichung 
von Einzelangaben nach § 12 StatGes unstatt- 
haft. 


Zu § 14 

Für die Erfassungen nach § 10 ist es üblich 
und aus praktischen Gründen unumgänglich, 
daß Meldestellen für die Abgabe der Erhe- 
bungsvordrucke zur Verfügung gestellt wer- 
den. Im Hinblick auf die Strafvorschrift des 
§ 14 StatGes müssen die Stellen, bei denen 
die Erhebungsvordrucke und Meldungen ab- 
zugeben sind, rechtsverbindlich bekanntge- 
macht werden. 

Absatz 2 ermächtigt den BMV zum Erlaß 
der erforderliidien Rechtsverordnung. Die 
Verordnung soll, da sie bei den von den Län- 
dern festgesetzten Meldestellen lediglich eine 
Bekanntmachung darstellt und häufige Ände- 
rungen ZU erwarten sind, nicht an die Zu- 
stimmung des Bundesrates gebunden sein. 
Absatz 2 begründet für die nach Absatz 1 be- 
kanntgemachten Meldestellen die Verpflich- 
tung, auch von sich aus für rechtzeitige und 
vollständige Ausfüllung der Erhebungsvor- 
drucke Sorge zu tragen. 


Fünfter Abschnitt 

Die Statistik der Seeunfälle war bisher in den 
Abschnitten D (Schiffsunfälle an der deut- 
schen Küste) und E (Unfälle deutscher Schiffe 
außerhalb des deutschen Hoheitsgebiets) der 
Bundesratsbestimmungen vom 27. Juni 1907 
geregelt. Eine Neuordnung dieser Statistik 
ergibt sich aus der Notwendigkeit, den neu- 
zeitlichen Schiffssicherheitsvorschriften und 
der Gleichwertigkeit mit anderen deutschen 
und ausländischen Verkehrsunfallstatistiken 
Rechnung zu tragen. Da allein die Sprüche 
der Seeämter eine genügend klare Grundlage 
für die Feststellung der Unfalltatbestände 
ergeben, ist die Seeunfallstatistik durch § 15 
auf die seeamtlich untersuchten Unfälle be- 
schränkt worden. § 16 begründet eine Aus- 
kunftspflicht für die in den einzelnen Kü- 
stenländern bestehenden Seeämter und das 
Bundesoberseeamt. 


Sechster Absdinitt 

Die Schlußbestimmungen enthalten in § 17 die 
übliche Berlin-Klausel und in § 18 die nach 
Artikel 82 Abs. 2 Satz 1 GG erforderliche 
Bestimmung über das Inkrafttreten des Ge- 
setzes. Die durch das Gesetz gegenstandslos 
werdenden Bestimmungen des Bundesrates 
vom 27. Juni 1907 werden mit allen dazu 
ergangenen Änderungen aufgehoben. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


In § 14 Abs. 1 werden die Worte „die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf“ er- 
setzt durch die Worte „die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf“. 

Begründung 

Bei den vom Bundesminister für Verkehr zu 


bestimmenden Meldestellen handelt es sich 
um Verwaltungsbehörden der Lander. Es be- 
steht deshalb ein Interesse daran, daß die Be- 
stimmung der Meldestellen durch Rechtsver- 
ordnung des Bundesministers für Verkehr, 
die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
erfolgt. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung hält die vom Bundesrat 
vorgeschlagene Änderung zu § 14 Abs. 1, die 
von unzutreffenden Voraussetzungen aus- 
geht, für unzweckmäßig. 

Die Begründung des Bundesrates, daß es sich 
bei den Meldestellen um Verwaltungsbehör- 
den der Länder handele, ist in dieser allge- 
meinen Fassung unzutreffend. Bei den Stati- 
stiken nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Ent- 
wurfs obliegt die Erhebung nach § 2 dem 
Bund, so daß die Meldestellen, die der Er- 
hebung dienen, nach Artikel 86 in Verbindung 
mit Artikel 87 Abs. 1 GG grundsätzlich von 
der Bundesregierung einzurichten sind. In 
Fortführung der bisherigen Regelung wer- 
den die Meldungen bei der Statistik nach 
§ 10 Abs. 1 Nr. 2 von Dienststellen der 
Kanalverwaltung des Bundes und bei der Sta- 
tistik nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 unmittelbar 
vom Bundesminister für Verkehr entgegen- 
genommen. 

Bei der Statistik nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 gilt 
für das Erhebungsverfahren grundsätzlich 
das gleiche. Verwaltungsstellen der Länder 
können als Meldestellen nur dort in Betracht 
kommen, wo die Länder die Erhebung nach 


§13 Abs. 2 Nr. 2 übernehmen. Gegenwärtig 
erheben nur Bremen und Hamburg allge- 
mein mit eigenen Meldestellen. Der Entwurf 
ermöglidit es, diese in der Praxis bewährte 
Regelung beizubehalten und unter Umstän- 
den auf Häfen Niedersachsens oder Schleswig- 
Holsteins auszudehnen. Wo die Länder die 
Erhebung übernehmen, obliegt ihnen, dem 
Grundsatz des Artikels 84 Abs. 1 GG fol- 
gend, auch die Festsetzung der Meldestellen. 
Die vom Bundesminister für Verkehr zu er- 
lassene Rechtsverordnung hat nach § 14 
Abs. 1 des Entwurfs insoweit nur den Cha- 
rakter einer Bekanntmachung. Um notwen- 
dige Organisationsänderungen zu erleichtern, 
sollte der Bundesminister für Verkehr nicht 
an die Zustimmung des Bundesrates gebun- 
den sein. Die Einschaltung des Bundesrates 
erscheint insbesondere dort untunlich, wo 
die Änderungen lediglich Dienststellen der 
Bundesverwaltung betreffen. 

Im übrigen ist die Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Landesregierung bereits durch § 2 
Nr. 6 und § 4 des Gesetzes über die Statistik 
für Bundeszwecke vom 3. September 1953 
(BGBl. I S. 1314) sichergestellt. 
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